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5 7 3 . Kundmachung: Teilweise Aussetzung der Anwendung des Abkommens zwischen der Österreichi-
schen Bundesregierung und der Regierung der Volksrepublik Polen über die
gegenseitige Aufhebung der Sichtvermerkspflicht

5 7 4 . Kundmachung: Teilweise Aussetzung der Anwendung des Abkommens zwischen der Österreichi-
schen Bundesregierung und der Regierung der Volksrepublik Polen über die
gegenseitige Aufhebung der Sichtvermerkspflicht durch Polen

573. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
10. September 1990 über die teilweise Ausset-
zung der Anwendung des Abkommens zwi-
schen der Österreichischen Bundesregierung
und der Regierung der Volksrepublik Polen
über die gegenseitige Aufhebung der Sichtver-

merkspflicht

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, wird
kundgemacht:

BUNDESMINISTERIUM FÜR
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Zl. 166.24.01/38-IV.2/90

V e r b a l n o t e

Das Bundesministerium für auswärtige Angele-
genheiten entbietet der Botschaft der Republik
Polen seine Empfehlungen und beehrt sich mitzutei-
len, daß. die Österreichische Bundesregierung in
ihrer Sitzung am 4. September 1990 beschlossen hat,
die Anwendung jener Bestimmungen des Abkom-
mens zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Volksrepublik Polen
über die. gegenseitige Aufhebung der Sichtvermerks-
pflicht vom 18. Juli 1972 *), welche die sichtver-
merksfreie Einreise von polnischen Staatsbürgern
nach Österreich betreffen, die mit gewöhnlichen
Reisepässen oder mit Sammelreisepässen einreisen,

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 330/1972, zuletzt
geändert durch BGBl. Nr. 485/1987

gemäß Artikel 7 des Abkommens mit Wirksamkeit
von Freitag, dem 7. September 1990, 0.00 Uhr,
vorerst für die Dauer von sechs Monaten
auszusetzen.

Die Erteilung der Sichtvermerke durch österrei-
chische Vertretungsbehörden im Ausland wird auf
der Grundlage der Gegenseitigkeit konsulargebüh-
renfrei erfolgen.

Diese Maßnahme der Österreichischen Bundes-
regierung wurde notwendig, da der andauernde
unkontrollierte Zustrom einer größeren Anzahl von
polnischen Staatsbürgern nach Österreich, die hier
illegal Arbeit aufnehmen oder illegale Geschäfte
tätigen, die öffentliche Ordnung und Sicherheit
gefährdet. Die Sichtvermerkspflicht soll durch eine
bessere Kontrolle der Reisenden der Verletzung
österreichischer Rechtsvorschriften durch solche
Personen entgegenwirken.

Das Bundesministerium für auswärtige Angele-
genheiten benützt diese Gelegenheit, der Botschaft
der Republik Polen die Versicherung seiner
ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern.

Wien, am 4. September 1990

L. S.

An die
Botschaft der Republik Polen

Wien

Vranitzky
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Kundmachung des Bundeskanzlers vom 10. September 1990 betreffend die teilweise Aussetzung
der Anwendung des Abkommens zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der
Regierung der Volksrepublik Polen über die gegenseitige Aufhebung der Sichtvermerkspflicht

durch Polen

(Übersetzung)

BOTSCHAFT DER
VOLKSREPUBLIK POLEN

Nr. 10-154-90

VERBALNOTE

Die Botschaft der Republik Polen in der Republik
Österreich entbietet dem Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten ihre Empfehlungen
und beehrt sich, in Beantwortung Ihrer Verbalnote
Nr. Zl. 166.24.01/38-IV.2/90, vom 4. September
1990, folgendes festzustellen:

Die Regierung der Republik Polen nimmt mit
Erstaunen und Bedauern den Entschluß der
Regierung der Republik Österreich über die
Aussetzung der Anwendung jener Bestimmungen
des Abkommens zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Volksrepu-
blik Polen über die Aufhebung der Sichtvermerks-
pflicht vom 18. Juli 1972, welche die sichtvermerks-
freie Einreise von polnischen Staatsbürgern nach
Österreich betreffen, wahr.

Diese Entscheidung beschränkt wesentlich den
polnisch-österreichischen Reiseverkehr und beein-
trächtigt andere Formen der bilateralen Zusammen-
arbeit.

Die Republik Polen ist ein offenes Land, das sich
für die europäische Zusammenarbeit, darunter für
die Reisefreiheit einsetzt. Die Entscheidung der
Regierung der Republik Österreich steht im
Widerspruch zu den Bestrebungen Polens, dem
Geist und Buchstaben des KSZE-Prozesses und
insbesondere zu den Beschlüssen der Wiener und
Kopenhagener Konferenzen.

Die polnische Regierung vertritt die Meinung,
daß die im Reiseverkehr auftretenden negativen
Erscheinungen keine Grundlage für eine Entschei-
dung sein sollten, die in ihrer Wirkung die
Reisefreiheit aller Bürger beider Staaten ein-
schränkt, zumal die von den polnischen Behörden
eingeleiteten Maßnahmen zur wesentlichen Ein-
schränkung negativer Erscheinungen beigetragen
hatten, was durch das Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten der Republik Öster-
reich bestätigt wurde.
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Durch die Entscheidung der Regierung der
Republik Österreich ist die Regierung der Republik
Polen gezwungen, eine analoge Entscheidung über
die einstweilige Einführung der Visapflicht für
österreichische Staatsbürger für den Zeitraum von
6 Monaten, vom 7. September 1990 an, 0.00 Uhr, zu
treffen.

Die Botschaft der Republik Polen in der Republik
Österreich benützt diese Gelegenheit, dem Bundes-
ministerium für Auswärtige Angelegenheiten die
Versicherung ihrer ausgezeichneten Hochachtung
zu erneuern.

Wien, am 4. September 1990

L. S.

An das
Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten

Wien

Vranitzky
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